
mmgâtt 
für die Erzdiöeese Freiburg. 

14. Freiburg, den 18. September 1867. XI. Jahrgang. 

Die landesherrliche Verordnung über die allgemein wissenschaftliche Vorbildung 
der Geistlichen betr. 

durch Gottes Erbarmung und des heiligen Apostolischen Stuhles Gnade 
Erzbischof von Freiburg, Metropolit re. 

Die oberhirtliche Stelle hat, wie die hier folgenden Aetenstücke darthun, gegen die nunmehr im Regie- 
rungsblatte vom 12. d. M. Nro. XXXVIII. publicirtc, staatliche Verordnung*) v. 6. d. M. in motivirter Weise 
Verwahrung eingelegt. Gestützt auf die in diesen Erlassen Unseres Ordinariats enthaltenen Gründe und krast 
Unserer oberhirtlichen Pflicht — untersagen Wir andurch den Geistlichen und den Candidaten des geistlichen 
Standes in Unserer Erzdivcese, sich irgendwie bei dieser Staatsprüfung zu betheiligen, d. h. um Zulassung 
zu oder Erlassung von derselben anzusuchen oder sich dieser Prüfung zu unterziehen. 

Freiburg, am Feste Kreuz-Erhöhung, 14. September 1867. 

t Hermann, 
Erzbischof von Fr ei bürg. 

*) Die allgemein wissenschaftliche Vorbi ldung der Geistlichen betr. 
Friedrich von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 

Herzog von Zähringen. 
Auf den unterthänigsten Vortrag Unseres Ministeriums des Innern haben Wir beschlossen und verordnen, wie folgt: 

$ 1. Der Nachweis einer allgemein wissenschaftlichen Vorbildung, von welchem nach §. 9 des Gesetzes vom 9. October 1860, die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betreffend, die Zulassung zu einem Kirchenamte abhängt, ist durch eine hierzu bestimmte Prüfung 
vor einer durch das Ministerium des Innern zu ernennenden Kommission zu erbringen. 

Die Commission wird unter dem Vorsitz eines Mitgliedes des Ministeriums des Innern, aus Professoren der Universitäten, der polytechnischen 
Schule oder der Mittelschulen zusammengesetzt. 

§• 2. Die Prüfung findet jährlich zweimal, im Frühjahr und im Herbst, gemeinschaftlich für die evangelisch-protestantischen und die katholische» 
Theologen statt. Sie ist nach Beendigung der Universitätsstudien längstens binnen 1% Jahren abzulegen. Das Ministerium des Innern kann einen 
Candidate» ausnahmsweise auch später zu einer Prüfung zulassen. 

Wer zur Prüfung zugelassen werden will, hat mit der Anmeldung, die im März beziehungsweise im August zu geschehen hat, vorzulegen: 
1. ein lateinisch geschriebenes curriculum -vitae ; 
2. ein Zeugniß über die Abiturienten- beziehungsweise Maturitäts-Prüfung; 
3. ein Zeugniß über mindestens dreijährige Universitätsstudien, dabei den Nachweis über den Besuch von wenigstens 

zwei philologischen Vorlesungen, einer aus dem Gebiet der lateinischen, einer aus dem der griechischen Sprachforschung, 
einer Vorlesung über Philosophie, 
einer Vorlesung über Geschichte; 

4. den Nachweis über das Jndigenat. 
Ausländer werden nur mit Genehmigung des Ministeriums des Innern zur Prüfung zugelassen. 

§• 4. In der Prüfung ist nachzuweisen: 
1. eine solche Kenntniß der lateinischen Sprache, daß der Candidat ihm vorgelegte, nicht allzu schwierige Stellen aus Prosaikern oder aus 

leichteren Dichtern übersetze» und sprachlich und sachlich erläutern, und einen lateinischen Styl nach deutschem Diktat ohne erhebliche Fehler 
fertigen kann; 

2. Kenntniß der griechischen Sprache, um Stellen aus leichteren Schriftstellern übersetzen und sprachlich und sachlich erläutern zu können; 
3. eine übersichtliche Kenntniß der Geschichte der Philosophie nach ihren Hauptepochen; 

4. Ueberblick über die allgemeine Weltgeschichte, genauere Kenntniß der Geschichte der europäischen Staaten, insbesondere Deutschlands seit dem 
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Aktenstücke. 
I. 

Ministerium des Innern. 
Carlsruhe, den 12. April 1867. 

Die allgemein wissenschaftliche Bildung der Geistlichen bctr. 
Nro. 4768. Erzbischöflichem Ordinariat beehren wir uns, anliegend Abschrift des Entwurfs*) einer Vollzugsverordnung 

zu §. 9. des Gesetzes vom 9. Oktober 1860, die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staat betreffend, 
zu gefälliger Aeußerung mitzutheilen, welche wir nach Thunlichkcit beschleunigen zu wollen ergebenst bitten, da wir die Verord- 
nung mit dem nahe bevorstehenden Beginn des nächsten Semesters zu publiciren wünschen. 

gez. Jolly. 

IL. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 
, Frei bürg, den 17. April 1867. 

Die allgemeine wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen betr. 
Nro. 3922. Großh. Ministerium d. I. beehren wir uns ergebenst zu erwiedern: 
Vorbehaltlich näherer Motivirung halten wir uns für verpflichtet, sofort gegen die mit obigem Erlaß uns mitgetheilte 

projektirte Verordnung den feierlichsten Protest einzulegen. 
Diese Verordnung verletzt schwer die so feierlich garantirte Freiheit und Selbstständigkeit der Kirche; sie würde die sogar 

durch das Gesetz vom 9. Oktober 1860 der Kirche eingeräumte Stellung gegenüber ihren Organen illusorisch machen, indem sie 
das unveräußerliche göttliche Recht des Bischofes, die Diener der Kirche, die Gehilfen seines Priester- und Hirtcnamtes auszu- 
wählen, zu bilden, zu weihen und zu senden, im höchsten Grad beeinträchtigt und hemmt. 

Diese projektirte Verordnung müßte bewirken, daß diejenigen, welche das theologische Berufsfach schon ergriffen haben, oder 
sogar zu Priestern geweiht sind, in Ausbildung und Ausübung ihres Berussfachcs mehr oder weniger abgezogen werden. 

Endlich verletzt diese projectirte Verordnung die Rechtsgleichheit des Geistlichen gegenüber anderen öffentlichen Dienern. 

Anfang des sechszehntcn Jahrhunderts, so daß wenigstens die entscheidenden Thatsachen nach Jahreszahl und innerem Zusammenhang an- 
gegeben werden können; 

5. übersichtliche Kenntniß der deutschen Literaturgeschichte seit Klopstock und der wichtigsten Werke der deutschen Classiker aus dieser Zeit; 
6. Kenntniß der Staatsverfassung des Großherzogthums, insbesondere auch der rechtlichen Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate. 

Ueber die unter Ziffer l, 4 und 6 benannten Gegenstände findet eine schriftliche und mündliche, über die übrigen nur eine mündliche Prüfung statt. 

S- 5. Ueber das Ergebniß der Prüfung entscheidet die Prüfungsccmmission crllkgialisch. Sie stellt Denjenigen, welche bestanden sind, eine Ur- 
kunde darüber aus, in welcher zugleich die Leistungen des Candidate« als vorzüglich, gut oder hinlänglich bezeichnet weiden, und gibt Denjenigen, die 
nicht bestanden sind, Nachricht hievon. 

Wer in einem der unter §. 4, Ziffer 1, 4 und 6 bezeichneten Fächer nicht genügt, wird als nicht bestanden betrachtet, dagegen kann ein Mangel in 
einem einzelnen der übrigen Fächer durch bessere Leistungen in einem anderen ausgeglichen werden. 

Nach beendigter Prüfung erstattet die Commission Bericht an das Ministerium des Innern, in welchem die Candidate» unter Angabe der ihnen 
ertheilten Note nach der Reihenfolge ihrer Befähigung angeführt werden. 

Das Ministerium macht Mittheilung davon an die betreffende Kirck'enbehcrde. 
Wer in der Prüfung nicht bestanden ist, kann sich derselben noch einmal, frühestens nach Ablauf eines Jahres, unterziehen. 
Zum Drittenmal wird Niemand zur Prüfung zugelassen. 

S 6. Vorstehende Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1868 unter folgenden Beschränkungen in Wirksamkeit: 
1. denjenigen Theologen, welche bereits im Jahre 1862 oder früher die theologische Piüfung vor dem evangelische» Oberkirchenrath bestanden 

haben, beziehungsweise »ach abgelegtem Examen für das katholische Pricstcrscminar zu Priestern geweiht worden sind, ist die vorstehend angeordnete Staats- 
prüfung hiermit erlassen; 

2. den später, aber vor Verkündigung dieser Verordnung Examinirten, beziehungsweise Geweihten wird das Ministerium des Innern die Prüfung 
erlassen, sofern sie innerhalb drei Monaten darum nachsuchen und entsprechende Nachweise ihrer allgemein wissenschaftlichen Vorbildung liefern; 

3. die Theologie-Studirenden beider Confessionen, welche sich zur Zeit der Verkündigung dieser Verordnung bereits im dritten, oder einem späte- 
ren Semester befinden, können zur Prüfung zugelassen werden ohne den Nachweis, daß sie alle in §. 3 bezeichneten Vorlesungen besucht haben. 

Gegeben zu Carlsruhe in Unserem Staatsministcrium, den 6. September 1867. 

- ,, Friedrich. 

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl 
Schreiber. 

*) J» diesem Entwurf steht: §. 3. Ziff. 3. a. E.: „«In» Vorlesung über Kirchenrecht.-- §. 4. Ziff. 6.: „Specielle Kenntniß des im Großher- 
zogthum geltenden Kirchen- und Kirchenstaatsrechts." §. 6. „Vorstehende Verordnung tritt mit dem Tag ihrer Verkündung in Wirksamkeit." Im Ueb- 
rigen ist die Verordnung gleichlautend mit dem Entwurf derselben. 
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#r mu# be*ha(b unb ba biefe brofectirte IBerorbnung in ihren Böigen sogar bie @;iftena ber Rlr^e im ®roß, 
Wgt^m Baben gu gefährben geeignet er#eint, febe bießfeitige aRitmirlung beim Bodguge biefe* Berorbnungßentmurfe* ber, 

_ '* Orange unsere* (BemiW, aubem uu*brüd(ich bagu aufgeforbert bur* unfern ßod,mnrbigsten Aerrn 
» Echos' Hochwelcher nur mit bem größten Erstaunen und tiefsten Seeleuschmerz von dem Entwurf fraglicher Verorduuuq 

aenntmß genommen unb crKärt hüt, baß $ochberfelbe bie %ec(,tc ber Kirche gegen solche Berle^ung bcrfelben berlf,eibigen merb" 
fönten a# in fernem hohe« Oreifenatier be*ha(b auch bie bittersten ßeiben bereitet merben. 

3. & e. ®.,$. 
gez. Orbin. 

III. 

Ministerium des Innern. 
ßarlßruhe, ben 23. Slpril 1867. 

Die allgemein wissenschaftliche Bildung der Geistlichen betr. 

%ro. 5246. 6rgbifchöf(iihem Orbinariat beehren mir un* auf ben @rtaß born 17. b. 3%. 9tro. 3922 gu ermiebern- 
Die Brrorbuung, beren Gntmurf mir mit Grlaß born 12. b. 3M. giro. 4768 borten mitgetönt huben, beredt (eblqlich 

ben Boßgug be* §. 9. be* ®efe%e* bom 9. Dclober 1860 ,bie rechtliihe (Stellung ber ßirchen betr." bie fe$t in grage stebenbe 
übrigen* f^on in bem ®efeh selbst borgefehene @rgängung be*felben ist felbfiberftänblich unb nothmenbig, am aller meisten aber 
tm Interesse der jungen Theologen selbst geboten, damit diese voraus wissen, welches Maaß allgemein wissenschaftlicher Bildung 
unb m mc%r Ärt sie baßfefbe naihgumeifen huben, um nach bem ®efeß gu einem ßirchcnamt angelassen merben gu sönnen 

Sluch bei blefer Gelegenheit haben mir bie stet* bon un* befolgte 3%ime eingehalten, bei aßen staatlichen BRaabiabmen 
ä>e die Interessen der Kirchen berühren, bor definitiver Entschließung den obersten Kirchenbehörden Gelegenheit zur Aeußeruna 

ihrer Wünsche zu bieten. 
Bei biefem bon un* bemährten Gntgrgcufommen in ber formellen Behanblung einer fa## h#fl einfachen Slngelegenheit 

sönnen wir den unbegründeten und für uns unannehmbaren Protest MohldeSselben gegen die von uns beabsichtigte Verordnung 
nur als den Ausfluß eine* uns allerdings unerklärlichen Mißverständnisses betrachten, und es würde nur den dortseitigen Inter- 
essen nachtheilig sein, wenn Wohldasselbe, statt etwaige Wünsche über die Verordnung innerhalb der gegebenen Prineipien uns 
mitzutheilen, die wir soweit thunlich gerne berücksichtigen würden, ans die von uns gebotene Gelegenheit verzichtet, sich über die 
Einzelheiten einer Verordnung zu äußern, die nach freiem Ermessen zu erlassen die Großh. Regierung unzweifelhaft befugt ist 
unb bon me!# mir, ba mir fie at* gmedmäßig unb nothmeubig betrachten, nicht Umgang nehmen sönnen. 

gez. Jolly. 

IV. 

Ministerium des Innern. 
Carlsruhe, den 14. Juni 1867. 

Die allgemein rnissenschaftliche Bildung der Geistlichen betr. 

Nro. 7495. Erzbischöflichem Ordinariat beehren mir uns die in dem dortigen Erlasse vom 17. April l. I. Nro. 3922 
borbehaltene Rückänßerung aus unsere Mittheilung vom 12. April l. I. Nro. 4768 unter dem ergebensten Bemerken in bald- 
gefällige Erinnerung zu bringen, daß die evangelische Kirchenbehörde sich bereits am 24. v. Mts. über den Verordnungsentwurf 
eingehend erklärt hat. 

Wir würden es aufrichtig bedauern, wenn wir in Folge weiterer Verzögerung der dortigen Aeußerung die berührte Ver- 
ordnung erlassen müßten, ohne die etwaigen Wünsche Wohldesselben entgegengenommen zu haben, deren thunlichste Berück- 
sichtigung innerhalb der gegebenen Prineipien wir Erzbischöflichem Ordinariate schon in unserem Erlasse vom 23. April l. I. 
Äro. 5246 in SWficht gestellt huben. 

gez. Jolly. 
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V. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 
Freiburg, den 25. Juli 1867. 

Die angemein miffenfcbaftliche Bitbung bet Geistlichen bett. 

%ro. 6822. (Sroßh- SKinistetium b. 0. beerten mit unß ans obigen ^^octc^tli^en (Maß ergebenst gu ermtebetn: 
%uf bie bortfeitige ^itthei^ung beß Berorbnungßentmurfeß in obigem Betreff haben mit sofort unter bem <- ' pu . . . 

bei ßoihbcmfetben ben feierlichsten protest gegen biefe profectirte Berorbnung eingelegt unb ;mat unter Borbeßalt einer narren 

fRaAbem nun aber §od)ba9fetbe auf biefe unsere Bermaßtung bu# Maß oom 28. Ap# (. @. mit abler Mtfcßiebenijeit 

Broteiteß eine Ruriiduabme ober principielle Äbünber;mg beß oorbiegenben Berorbuuuggeutmu# ernteten *n tonnen. 
3Bir moüen feboch um sehe Berantmortti^eit für bie auß bem BoU;ugc einer fotzen Berorbnung entpehenben tiamigeu 

golgen non nnß fern *u satten, ben bteßfeitigen Bm# anbury näher motioireu. 
Inhaltlich dieses Berorbuungßentmurfeß wird der Staatsgewalt baß Recht zugeschrieben, ohne Mitwirkung der Kirche, 

SH-SSSHEHSSSH 
Wfl“®lf'ta1'5n*iBÎîÎrtmiiî«2«f d°a»,»r«cht- «°s»»„iß bc« ©iaatc« Ute dl- E-ji-h-ng mid Mld»»g, dl- S,à», 

und R-cht- d-r ,»,h°«Ich-„ Kirch-ndi-ncr I-wl- Üd-r dl- B-I-tz-m, d-- I-,h°li!chm «>chà,-r wld-, »-,ch, d-- S-ldMwd-,. 
teit unb bem (Re^te ber Rirche, überhaupt bem beftehenbeu (Rc^t unb ber greißett, mie ber Bantat unb ben Bptdpen ber %i#e 

'%ß ist fomoM bu# baß #orlfd)e unb pofitiüe (Re^t mie bu# bie mtur ber 0i#e begrüubet, baß btefe tn ihrer 
tirebtieben Oicchtßfphäre ein non ber Gtaatßgemalt bureßauß unabhängiges ©emeinmefen ist. Deßhalb uub Kraft pojitiDen, Bolter, 
(Staats unb Äirchenrechtß steht bet EtaatßgemaÜ mW fo#cr teiuerki (Recht %ur Geltung ber M#uug unb Bitbung bet Äiy 
(henbiener atß solcher ober eine mitrnirluug bei Befcßung bet Äcrchenämter, mic überhaupi in bicfcr rem ti#Uchen angelegen, 

h ' ' S5)[e Funktionen, welche ben Kircheribienern übertragen bezw. mit bett katholischen Kirchenämtern rechtlich üerbunbeu stub, 

wie bie Verkündigung bet katholischen Heilswahrheiteu, bie Spendung ber hl. Sakramente unb bie Geltung der Seelen in Sachen 
ihreß emiqcn Aeileß finb rein ti#üche Angelegenheiten. Auß bem Umftanbe, baß gur Seit bie GtaatßgemaÜ beu Ktr^eubccucrn 
bie Besorgung ber fog. bürgerlichen Staubesbeamtuug übertragen hat, taun jedenfalls baß Recht derselben, bie fragliche um, 
faffenbe Prüfung über bie Befähigung gum Beincipate, gum ßirihenbteuft überhaupt oorgunehmen, nicht gefolgert »^ben. 

' graft bet beftchenben gi#engefehe ist feber Bis# Derppichtet, bem Geipttdien eine allgemeine miffeufchaftliche Bilbung 
ertheilen zu lassen, welche minbeftenß mit derjenigen der übrigen, öffentlichen Dienern bezw. der wissenschaftlich Gebildeten auf 
gleichem Fuße steht. Dieser kirchlichen Verpflichtung sind wir bisher nachgekommen unb werben sie im Interesse der Kirche unb 

ber ©efcHfchaft nicht außer Acht (affen. 
Die Müüung biefer fi#lichen Bfl^t 3" übermalen ober gar gn (eiten steht aber ber ©taaißgemalr nicht gu, meP me,e 

teilte kirchliche Oberbehörbe ist, unb wir für bie Erfüllung dieser allerdings wichtigen kirchlichen Pflicht nur unfern kirchlichen 
Vorgesetzten verantwortlich finb. nf 

Qu ber That hat in Deutschland unb unseres Wissens in keinem civilisirten Gaube eine Staatsregieruug ben Anspruch er, 

hoben, in solcher Weise über bie Bildung unb Befähigung ber katholischen Priester zu einem Kirch eu amte zu entscheiden. Die 
durch "den berührten Berorbnungßeutmurf beanspruchte Befugniß ber Regierung widerspricht, wie erwähnt, bem gemeinen Recht. 

@ß eriftirt Mi# auch (ein fpceieüeß (Re^i. Sine solche Befugniß über fi#tichc Angelegenheiten — ber ®taatßgcma(t gn Der, 
leiben, ist ein Bischof schon deshalb nicht berechtigt, weil sie gegen baß gemeine Kircheurecht verstößt, welchem em Bischof mcht 
zuwider handeln bars. Die Concessionen, welche ber hl. Stuhl betn Badischen Staate in ber Convention von 18o9 gemacht 
hat, sind von Höchstjeuem förmlich unb ausdrücklich zurückgenommen worben, nachdem dieser bie erwähnte Ucbereiufunft einseitig 
aufgehoben hat. Indessen hat auch der allgemeine kirchliche Gesetzgeber, ber hl. Stuhl, der Badischen Regierung ein solches 
Privilegium nie concebirt. 

Sowohl ber hl. Stuhl als auch bet Hochwürbigste Herr Erzbischof haben gegen baß Staatskirchengesetz vom J. October 

1860 außbrüdlich uub feierlich Bermahruug eingelegt unb baßfelbe für bie Kirche infomeit für nicht rnhtßDerbinbüch erflärt, alß 

baburé (Rechte ber Kirche, beß päpstlichen igtuhleß unb ber bifchößkhen Amtßgemalt, Derleht merben. Qnßbefonbere hat bie @rg, 
hjschöstiche Denkschrift von I860 gegen bie jetzt von bortfeitß beliebte Auffassung beß §. 9 dieses Gesetzes, b. h. gegen jede Ent- 

scheidung ber Staatsregierung über diese kirchliche Sache feierlichst protestirt. 
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3nbeffen berechtigt cmcß baß berührte ©taatsgeseß bie ®taatßregiercmg zur Grlaßung bet norliegcnbcn Berorbnung nicßt. 
Diese widerspricht nicht bloß dem in §.7. dieses Gesetzes wiederholt garantirten Princip der kirchlichen Selbstständigkeit, 

fonbem a# bem in §. 12. eodem ausgesprochenen ®runbsaße, baß bie ßtrcSenbeSörbe bie Bilbung berfenigen, me(# ß4 bem 
geifm^en Staube wibmen, frei (eite. @ogar ber §. 9. biefeß ©eseßes gefteßt ni# ber Staatsbehürbe baß Mecßt %u, ausfcßließ« 
64 unb oßne ÜRitwirfung ber ßircße über ben Macßmeiß einer allgemein wcffenfchaftlicheu Borbtlbung zu entleiben unb sogar 
baß maß bcrfetben über baß bei anbern Berufgfücßern gefeßlccß oorgescßrtebene zu erlaßen unb bte anstatt en oorzu« 
f4reiben, an welchen biese Bilbung erworben mcrben müsse. 3a, bie Megiemngßmotwe zu biefem Ocfeß begehen non ben 
®cift[i#n nur biefenige wißenfchaßlicße Borbilbung allgemeiner Matur, wie ße non anbern ößentlidjen Bebieuftcten nor bem 
Stntritt ihrer Berufsbildung verlangt wird. Der §. 9. dieses Gesetzes gesteht endlich der Staatsregierung das Recht 
ni# *u, einer rein staats i#u, confefßoneQ gemißten Bräfungg«Gommifßon bie fragliche Gntfcßecbung )u übertragen, unb in 
bie Gompetenz berfelben bie Brüfung eineg speciellen BernfSfa^eß, mie beg ßtrehen« unb Rir#nftaatßre#ß, gu (egen. 

Es bedarf hiernach keiner weitern Auseinandersetzung, daß die Kirchendiener und deren Ausbildung, welche wie erwähnt, 
der staatlichen Jurisdiction durchaus nicht unterworfen sind, von der Staatsrcgierung einer weit eingreifenderen staatlichen 
ßeitung unterzogen Werben moKcn, atß selbst bie ©taatßbiener. Diese ßaben gemäß ben befteßenben Bestimmungen 
na4 SlbfolDcrung ißreß Berufgfacßcß leine, unb oor bem liebergang ;u bemfelben leine so ausgebende Prüfung zu befteßen, mie 
ße in bem BerorbunugSentwurf non ^riestern nerlangt wirb, welcße uaeß ben non ung beobachteten Bestimmungen ißre Brüfung 
in allgemein wissenschaftlicher Hinsicht, wie bezüglich ihrer theologischen Berufsbildung bereits gemacht haben. 

Die Gpaminatconßorbuung für bie protestantischen Ganbibaten ber Ißeotogie nom 5. 3uni 1828 (Megbl. Mro. XI) 
Meint atlerbingg bem bortigen Berorbnungßentwurf als ©runblage gebient ;u haben. 3ene Berorbnung ging aber nicht non ber 
©taatßregccrung, fonbern non bem protestantischen SaubeSbifcßof aus unb sod him# biefe Dieußprüfung ui# non einer 
staatlichen, fonbern non ber competeuten, fir chicken, Brüfungg.Gommifßon norgenommen Werben. Mach ben ®runbsüßen ber 
nerfaffunggmüßigen Baritüt folgt ßterauß, baß eg ung, ber fatßoltßßen Äircheubchbrbe, überlassen werben muß, bie für bie #0« 
[ogif# Bilbung aCcrbcngß in hohem ®rabe erforber(iche, wiffeufchaftlcdhe Borbtlbung feft*ufe%en unb bie ©tubirenben ber fatßo« 
lischm Theologie durch eine von uns zu bestellende kirchliche Commission über den Nachweis dieser Vorbildung zu prüfen. 

mg bem 3Befen ber Barltöt g# ßeroor, baß iebe Gonfefßon nach ißm Mr#i#n Berfaffung unb ißren ßenheugefeßen 
entire, unb bemuatß bie katholische ßcr# nicht gezwungen Werben bars, ißre Ginrccßtungcn, mr^enürnter unb ÄiiMenbteuer nach 
ber, non ißr grunbnerMiebenen Berfaffung ber protestantischen Gonfefßon beßanbeln zu laßen. %Benn beßßalb acc^ bie prote« 
stantische Kirchenbehsrdes eg ben Gesetzen ihrer Gonfefßon für angemessen finden wurde, eine nicht confessiouelle reine Staats- 
beßörbe in fof#r SBecfe über bie Ggießung unb Bilbung, ia über bie ganze ^utunft tßrer ßtrehenbiener unb über bie Ber« 
leißung ber ßir#nömter einseitig unb enbgcltcg entfeheeben zu taffen, wag ung natürlich ni# berührt, so folgt barauß nichts 
weniger, als die Berechtigung zu einem gleichen Verfahren gegen die katholische Kirche. 

Dce in btefem Berorbnungßentmurf ber ®roßß. ©taatßregcerung ocnbicirie unbebiugte Disposition über bie girchenbiener 
unb Kircheuämter verletzt die kirchliche Freiheit. 

Die Kirche wird hiernach vom Staate bevormundet, und abhängig gemacht bei dem Vollzüge der canonischen Vorschriften 
über die Bildung der Geistlichen und über die Besetzung der Kirchenämter. Die naturgemäß allein maßgebende kirchliche Be- 
fähigung bezw. Würdigkeit der Geistlichen zum Kirchendienst wird staatlichen oder politischen Ansprüchen und Tendenzen unter- 
geordnet und so wird die Kirche zu einer politischen Zwecken beenenbeu Staatsanstalt, und die Geistlichen werden für die 
Tendenzen eines jeweiligen Ministeriums mehr als für die ewigen Heilszwecke der Kirche brauchbar gemacht. Die 
Kirche kann aber nur dann ihre Heilsmission ausreichercd erfüllen, wenn sie eine vom Staate durchaus selbstständige freie Anstalt 
ist, unb im Interesse der Kirche, wie der Gesellschaft muß deshalb verlangt werden, daß die Geistlichen keine Staatskirchen- 
biener werben, Wie folcßeß (nßbefonbere bureß bie §. 1. absaß 2; §. 3. 3iß. 3.; §. 4. ^cß. 4. u. 6.; §. 5. herbeigeführt Würbe. 

Diese Bestimmungen verletzen auch die Lehr- und Lernfreiheit, indem sie die Anstalten vorschreiben, an welchen die 
vorgeschriebene Bildung erworben werden muß, und überhaupt die geistige Richtung oder Teicdenz der theologischen Vor- unb 
theilweisen Fachbildung, sogar für Katholiken und Protestanten gemeinsam normiren. 

Dieser Berorbnungßentmurf beecnträ#igt zugleich bie tßeo(ogtfcß %r#t# Berufßbtlbnng. abgesehen baoon, baß 
ßierbureß entgegen bem §. 12. beß berührten Oefeßeß non 1860 bte Grztcßung ber ®eßtlc#n in ben fir#t#u Bclbungßan» 
statten mindestens erschwert wird, müßte die durch diese Verordnung vorgeschriebene Vorbereitung zur Staatsprüfung in dieselbe 
Zeit fallen, in welcher die katholischen Theologen sich für ihren kirchlichen Beruf auszubilden haben. 

Endlich verletzt dieser Verordnungsentwurf die freie Ausübung der bischöflichen Amtsgewalt. 
Gemäß der in dieser kirchlichen Sache allein maßgebenden Kirchengesetze ist der Bischof der kirchliche Lehrer, Priester und 

Seelenhirt in seiner Diöcese. Die katholischen Kirchendiener sind nicht des Staates, sondern des Bischofes Mandatare und Ge- 
hilfen in Ausübung dieser bischöflichen reap, geistlichen Gewalt, in der Besorgung des Kirchendienstes. Der Bischof ist es also, 
welcher, frei von politischen Einflüssen, über die Befähigung zu einem Kirchcnamt zu entscheiden hat. Die Staatsbehörde kann 
also nicht über die kirchlichen Amtsrechte uerd Pflichten der Geistlichen durch eine solche Prüfung entscheiden. Dazu kommt, daß 
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diese nach dem Entwurf erst dann abgehalten werden soll resp kann, wenn die Geistlichen schon als Priester geweiht, folglich, 

oboefebcn oon ihren, hier ni# in ftehenben, bürgerlichen {Rechtgberhü(tniffen, kbiglich Der fir#i#n anrigbietion Unterstedt fmb. 

Slug im» #i# nnb Bere^tigung beg Bif^ofeg, bie Geistlichen als feine tir#i4en ©tedoertreter heran;nbilben nnb bie 

Rirchenümter frei ;u befe#, folgt bie ##, bic msübnngbiefes feines {Rechts 00* bem (Ermessen einer pichen Beerbe 

nicht abhängig und sich in dieser kirchlichen Sache nicht als Mandatar des Staates behandeln zu lassen. Der Bischof hat 

DieLbr bie W^t nnb beSholb bog 9(echt in (born Staate) felbftftönbiger %eife nnb lebiglich noch Bhßgabe ber kr#tchen Bor= 

fristen bofür ;n sorgen, baß bem totholifchen Bode mürbige nnb t#tige Brieftcr borgest werben, Welche ausgerüstet mit 

Wissenschaft nnb pricsterlichen Tugenden die Katholiken im Geiste Christi und der Kirche leiten. 

Aiernacf, finb mir gor ni# berechtigt, Geistliche, welche noch firch(i#r Forschrift ;nr 3nhobung einer Ffrünbe mnrbcg 

nnb tonqUch finb, zeitweise ober gar für beren Sebcnsbaner beSholb bon bet Bewerbung mn ein solches ai#enomt aus, 

zuschließen, weil sic bon einer staatlichen Commission aus nicht kirchlichen Gründen hiezu als nicht tauglich 

^Wir wollen nicht weiter ausführen, welchen Einfluß die projectirtc Bestimmung über die Prüfung aus der Geschichte seit 

ber {Reformation, welche bon Whotifchen nnb protestantischen ßirchenbienern oot ber gieren FrüfungS, Kommission nnb 

qteichteitig abgelegt metben muß, ans bie Bitbung ber Mimischen Geistlichen im fathotifchen Reifte hoben müßte. 3n 

8. 4. Riff. 6. dieses Entwurfes ist aber zugleich der Nachweis einer speciellen Kenntniß des im Großherzogthum geltenden Kir- 

che- und Kirchcnstaatsrechts vorgeschrieben. Die Ausbildung der katholischen Geistlichen im katholischen Kirchenrecht ist lediglich 

Sache ihrer kirchlichen Berufsbildung, berührt also den Staat nicht und gehört überhaupt die Kenntniß des Kirchenrechts nicht 

zu den Erfordernissen einer allgemeinen wissenschaftlichen Bildung. Die Candidaten der katholischen Theologie werden ohnehin 

über die erforderliche Kenntniß des katholischen Kirchenrcchts geprüft. Sollte aber unter bem Kirchen- und Kirchcnstaatsrccht 

eine Sammlung von Sätzen verstanden werden, welche gegen das positive, katholische Kirchenrccht bczw. das Recht der Kirche 

verstoßen, so könnte eine Prüfung aus einer selchen angeblichen Disciplin zu einer, jenes specifisch kirchliche Recht und Lehre 

corrumpirenben Inquisition über bie tirchliiheu Gtunbsö%e ber Geistlichen werben, Da überbieg bog Mholif# 

nnb bog protestantische ßirchenrecht eine bnrchang oerfchiebcnc unb bog Erstere eine streng fir#he Disciplin ist, so tonn em 

Bischof das Urtheil über die Befähigung seiner Geistlichen zu diesem ihrem Berussfache nicht einer rein staatlichen, confcssionell 

gemischten Staatsbehörde überlassen. ^ -, , _ 

Wir sehen uns deshalb verpflichtet gegen diese staatliche Bevormundung der kirchlichen Heranbildung der Kirchendiener und 

ber Befe%ung ber Äirchenümter mieberholt feierliche Fcrmahrung einlegen, weil baburch eine gcbcihliche Faftoration beS fatho« 

tischen Volkes durch selbstständige, würdige und tüchtige Priester mindestens sehr erschwert wird. Wir protcstircn gegen diese 

Einmischung ber Staatsregiernng in Kr## Fe#(tniffe, weil baburch bie Freiheit unb bag {Recht überhaupt, unb bie SBirî. 

samkeit der Kirche und ihrer Diener beschädigt wird. Wir halten uns für verpflichtet andurch zu erklären, daß wir bei dem 

Vollzüge einer solchen Verordnung nicht blos nicht mitwirken und uns dadurch in der Ausübung unserer kirchlichen Pflichten 

wie der Rechte der Kirchendiener durchaus nicht beschränken lassen, sondern — bei deren Vertheidigung — den fraglichen Eingriffen in 

dieselben mit den uns zu Gebote stehenden kirchlichen Mitteln entgegen treten werden. 

3. E. e. G.»F. 

gez. Orb in. 

VI. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 
Freiburg, den 14. September 1867. ' 

Die allgemein wissenschaftliche Vorbildung der Geistlichen bett. 

Nro. 8290. Großh. Ministerium des Innern beehren wir ergebenst mitzutheilen: 

Die in bem {Regierungsblatt wm 12. b. 3R. %ro. XXXVIII. enthaltene Ferorbnung in obigem Betreff berieft bog 

Recht, die Selbstständigkciit und Wirksamkeit der Kirche und ihrer Diener, sie beeinträchtigt die Ausübung der bischöflichen Amts- 

gewalt und die Lehr- und Lernfreiheit. ' , r t . 

Wir halten uns deshalb für verpflichtet, gegen diese Verletzung des Rechts und der Freiheit der Kirche, die m unserm Erlaße 

vom 25. Juli d. I. Nro. 6822 motivirte Rcchtsverwahrung hicmit wiederholt einzulegen. Dabei erneuern wir die ergeben,te 

Erklärung, daß weder wir, noch die uns untergebenen Geistlichen bei dem Vollzug dieser Verordnung irgendwie mitwirken werden. 

91.91. 

gez. Schmidt. 
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